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Deutscher Bundestag 
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1949 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


betr. Besatzungskosten 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, den Hohen Kommissaren der 
Besatzungsmächte mitzuteilen, daß sie nidit in der Lage ist, die 
Besatzungskosten in der in den einzelnen Ländern bisher erhobenen 
Höhe zu entrichten und daß sic darum künftighin nur noch 50% 
der bisherigen Gesamtsumme der Besatzungskosten in Westdeutsch- 
land zur Verfügung stellen kann. 

Begründung: 

Nach Artikel 120 des Gfüiidgcscizes übernimmt der Bund die Auf- 
wendungen für die Besatzungskosten. 

Die besondere wirtsdiaftlidie und soziale Not in Westdeutschland, 
die nidit zuletzt eine Auswirkung der Wirtschafts- und Handels- 
politik der Besatzungsmächte, der durchgeführten Demontagen und 
der unerträglich hohen Besatzungskosten ist, zwingt den Bundestag, 
eine Einsparung von Steuermitteln dort vorzunehmen, wo es sich 
um unproduktive und mit den Interessen der deutschen Bevölke- 
rung unvereinbare Ausgaben handelt. 


Bonn, den 8. September 1949 


Renner und Genossen 



